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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 

zur Auslegung der Geschäftsordnung 

hier: § 31 Abs. 1 GO-BT (Zeitpunkt der Abgabe von Erklärungen zur Abstimmung) 


1. Entscheidungsgegenstand 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung (1. Ausschuß) hat am 14. März 1985 
§ 31 Abs. 1 GO-BT wie folgt ausgelegt: 

,§31 GO-BT läßt seinem Wortlaut nach — „Nach 
Schluß der Aussprache . . — eine Worterteilung 
zu einer Erklärung zur Abstimmung sowohl vor 
dieser Abstimmung als auch nach ihr zu.‘ 

Der Deutsche Bundestag kann gemäß § 127 Abs. 1 
GO-BT die Auslegung des 1. Ausschusses zu §31 
Abs. 1 GO-BT bestätigen oder aufheben, ohne daß 
Änderungsanträge zur Auslegung des 1. Ausschus- 
ses zulässig sind. 

2. Vorgelegte Verlangen auf Entscheidung des 
Deutschen Bundestages gemäß § 127 Abs. 1 
GO-BT 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat in der Drucksache 
10/3655 vom 18. Juli 1985 gemäß § 127 Abs. 1 GO-BT 
eine Entscheidung des Deutschen Bundestages 
über die genannte Auslegung des 1. Ausschusses zu 
§ 31 Abs. 1 GO-BT vom 14. März 1985 verlangt. In 
diesem Sinne ist der Antrag in der Drucksache 
10/3655 zu verstehen, der lautet: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

Erklärungen zur Abstimmung gemäß § 31 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages ha- 
ben vor der abschließenden Abstimmung zu erfol- 
gen.“ 

Außerdem haben mit Schreiben vom 9. September 
1985 die Abgeordnete Frau Dr. Hamm-Brücher und 
weitere 100 Abgeordnete verlangt: 

,Das Präsidium des Deutschen Bundestages wird 
auf gef ordert, § 31 der Geschäftsordnung „Erklä- 


rung zur Abstimmung“ so lange wie bisher auszu- 
legen, als nicht eine formale Änderung der Ge- 
schäftsordnung durch das Plenum des Deutschen 
Bundestages vorgenommen wurde.' 


3. Anstoß für die Verlangen gemäß § 127 Abs. 1 
GO-BT 

Aufgrund der Auslegung des 1. Ausschusses vom 
14. März 1985 zu § 31 Abs. 1 GO-BT und einer ent- 
sprechenden Empfehlung dieses Ausschusses hat 
der Präsident des Deutschen Bundestages in der 
Amtlichen Mitteilung vom 12. Juni 1985 an die Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages betreffend die 
Handhabung des § 31 GO-BT (Erklärung zur Ab- 
stimmung) bekanntgegeben: 

„Aufgrund einer Entscheidung des Ausschusses 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung zur Handhabung des § 31 GO-BT ist das 
Präsidium übereingekommen, bis zu einer evtl. 
Neufassung dieser Bestimmung zukünftig das 
Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung grund- 
sätzlich erst nach erfolgter Abstimmung zu ertei- 
len.“ 

Diese von der bisherigen Praxis des Deutschen 
Bundestages abweichende Handhabung des § 31 
Abs. 1 GO-BT wurde erstmalig in der 143. Sitzung 
am 13. Juni 1985 (vgl. Plenarprotokoll 10/143 
S. 10576 D — 10577 B) praktiziert. 

4. Anlaß für die Auslegung von § 31 Abs. 1 GO-BT 
durch den 1. Ausschuß 

Die Auslegung des 1. Ausschusses zu § 31 Abs. 1 GO- 
BT war aufgrund einer Bitte des Präsidenten des 
Deutschen Bundestages vom 12. Dezember 1984 um 
Stellungnahme zu einem Vorschlag des Pariamen- 
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tarischen Geschäftsführers der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, des Abgeordneten Seiters, vom 3. De- 
zember 1984 vor genommen worden, die Geschäfts- 
ordnung des Deutschen Bundestages in der Weise 
zu ändern, 

„daß künftig die Abstimmung stets unmittelbar 
nach Schluß der Aussprache stattfindet und daß 
persönliche Erklärungen, die das Abstimmungs- 
verhalten individuell begründen sollen, erst nach 
der Abstimmung abgegeben werden“. 

Zur Begründung hat der Abgeordnete Seiters aus- 
geführt, daß damit das Recht des einzelnen Abge- 
ordneten gewahrt bleibe, sein persönliches Abstim- 
mungsverhalten zu Protokoll des Deutschen Bun- 
destages zu geben. Sogleich werde die Versuchung, 
auf diesem Wege zusätzliche Aussprachebeiträge 
unterzubringen, beseitigt und damit jedem Miß- 
brauch des parlamentarischen Instruments der Er- 
klärung zur Abstimmung vorgebeugt. 

Von der Möglichkeit, persönliche Erklärungen ge- 
mäß § 31 Abs. 1 GO-BT abzugeben, ist in der 
10. Wahlperiode umfangreicher Gebrauch gemacht 
worden als in früheren Wahlperioden. 

5. Stellungnahme des 1. Ausschusses 

Der 1. Ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 
14. März 1985 auf den Standpunkt gestellt, 

— daß Erklärungen zur Abstimmxmg gemäß § 31 
Abs. 1 GO-BT lediglich zur Darstellung des eige- 
nen Abstimmungsverhaltens des erklärenden 
Abgeordneten bestimmt sind, nicht aber auch 
zur Werbung für ein gleiches Abstimmungsver- 
halten, 

— daß einem möglichen Mißbrauch von Erklärun- 
gen zur Abstimmung vorgebeugt werden kann, 
wenn das Wort zu Erklärungen zur Abstimmung 
künftig nur nach der erfolgten Abstimmung er- 
teilt würde, und 

— daß es zu einer Änderung der Praxis bei der 
Worterteilung zu Erklärungen zur Abstimmung, 
die bisher stets vor der Abstimmung erfolgte, 
einer Änderung des Wortlautes von § 31 Abs. 1 
GO-BT nicht bedarf. 

Der l.Ausschxiß hat deshalb mit Schreiben vom 
27. März 1985 dem Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages die folgende Stellungnahme zugeleitet: 

,Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung hat in seiner Sitzung vom 
14. März 1985 den von Ihnen mit Schreiben vom 
12. Dezember 1984 übermittelten Vorschlag zur 
Änderung des § 31 GO-BT beraten. 

Der Ausschuß ist gegen die Stimme des Mitglieds 
aus der Fraktion DIE GRÜNEN zu folgendem Er- 
gebnis gekommen: 

1. § 31 GO-BT läßt seinem Wortlaut nach — 
„Nach Schluß der Aussprache . . .“ — eine 
Worterteilung zu einer Erklärung zur Abstim- 
mung sowohl vor dieser Abstimmung als auch 
nach ihr zu. 


2. Es wird empfohlen, künftig das Wort gemäß 
§ 31 GO-BT erst nach der Abstimmung zu er- 
teilen. Eine Erklärung zur Abstimmung dient 
nämlich allein der Erläuterung des eigenen 
Abstimmungsverhaltens; es soll ausdrücklich 
kein Beitrag zur Aussprache sein. 

3. Es wird angeregt, die Mitglieder des Hauses 
rechtzeitig vor einer Änderung der Praxis bei 
der Worterteilung gemäß § 31 GO-BT in geeig- 
neter Form zu unterrichten. 

Eine Änderung der §§ 30 und 32 GO-BT wird nicht 
für erforderlich gehalten.* 


6. Begründung der Stellungnahme 

Die Stellungnahme des 1. Ausschusses beruht auf 

den folgenden Gründen: 

a) Der 1. Ausschuß hat bei seinen Beratungen zur 
Neufassung der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages von 1980 sehr eingehend be- 
raten, in welchen Fällen außerhalb von Ausspra- 
chen den Abgeordneten Möglichkeiten zu Erklä- 
rungen eingeräumt werden sollen, in denen der 
Abgeordnete eigenes Verhalten erläutern oder 
rechtfertigen oder Angriffe auf sein Verhalten 
zurückweisen kann. 

Die Unterscheidung zwischen Erklärungen zur 
Aussprache (§ 30 GO-BT), zur Abstimmung (§ 31 
GO-BT) und außerhalb der Tagesordnung (§ 32 
GO-BT) wurde gewählt, um den differenzierten 
Bedürfnissen zu Erklärungen außerhalb der 
Aussprache Rechnung zu tragen (vgl. Druck- 
sache 8/3460, zu §§ 30 bis 32, S. 86 bis 87). 

b) Mit Erklärungen zur Abstimmung können 
grundsätzlich zwei unterschiedliche Ziele ver- 
folgt werden. Einerseits kann eine Erläuterung 
des eigenen Abstimmungsverhaltens des erklä- 
renden Abgeordneten angestrebt werden. Ande- 
rerseits kann auch beabsichtigt sein, das Ab- 
stimmungsverhalten anderer Parlamentsmit- 
glieder zu beeinflussen. 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges geht davon aus, daß die Werbung für ein 
bestimmtes Abstimmungsverhalten in die Aus- 
sprache zu einer Vorlage gehört. In der Ausspra- 
che sind die sachlichen Argumente für oder ge- 
gen eine Vorlage auszutauschen. Der Schluß der 
Aussprache bedeutet damit einen Verfahrens- 
schritt, der die Sachauseinandersetzung been- 
det. 

Es würde eine teilweise Rückgängigmachung 
des Endes der Sachauseinandersetzung herbei- 
geführt, wenn in Erklärungen zur Aussprache 
inhaltlich erneut durch Werbung für ein be- 
stimmtes Abstimmungsver halten bei anderen 
Parlamentsmitgliedern die Möglichkeit zu ei- 
nem weiteren Vortrag von Sachargumenten ein- 
geräumt würde. Auf diese Argumente könnte 
wegen der bereits geschlossenen Aussprache 
nicht mit Gegenargumenten erwidert werden. 
Deshalb kann nach der geltenden Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages eine Erklä- 
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rung zur Abstimmung lediglich zur Erläuterung 
des eigenen Abstimmungsverhaltens zugelassen 
werden. Eine gleichzeitige Fortsetzung der 
durch das Ende der Aussprache eigentlich be- 
reits abgeschlossenen Sachauseinandersetzung 
ist damit als mißbräuchliche Umgehung einzu- 
stufen. 

Die Beschränkung von Erklärungen zur Abstim- 
mung auf das alleinige Ziel, das eigene Abstim- 
mungsverhalten zu erläutern, war auch bisher 
schon die Auffassung des Deutschen Bundesta- 
ges. Deshalb haben die amtierenden Präsiden- 
ten auch stets eingegriffen, wenn in Einzelfällen 
in die Erklärung zur Abstimmung Sachbeiträge 
eingeflochten worden sind. 

c) Wie die bisherige Praxis aber auch zeigt, ist es in 
konkreten Einzelfällen oft für die amtierenden 
Präsidenten nicht leicht, die erklärenden Abge- 
ordneten daran zu hindern, Erläuterungen des 
eigenen Abstimmungsverhaltens mit Sachargu- 
menten zu der abstimmungsreifen Vorlage mit 
dem Ziel der Beeinflussung des Abstimmungs- 
verhaltens anderer Abgeordneter zu verquik- 
ken. 

Um mögliche Mißbräuche weitgehend auszu- 
schließen und die amtierenden Präsidenten so- 
weit wie möglich zu entlasten, ist in anderen 
parlamentarischen Geschäftsordnungen vorge- 
sehen, daß Erklärungen zur Abstimmung nur 
nach erfolgter Abstimmung abgegeben werden 
dürfen. Beispielhaft wird verwiesen auf die Ge- 
schäftsordnungen des Europarates, der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union“ oder 
der Zweiten Kammer der Generalstaaten der 
Niederlande. 

Denkbar wäre deshalb zwar eine ausdrückliche 
Änderung des § 31 Abs. 1 GO-BT, wonach be- 
stimmt würde, daß jeder Abgeordnete eine Er- 
klärung zur Abstimmung erst nach der Abstim- 


mung abgeben darf. Der 1. Ausschuß hat aber 
nach Prüfung der Rechtslage den Standpunkt 
eingenommen, daß es einer förmlichen Ände- 
rung der Geschäftsordnung durch eine Umfor- 
mulierung von § 31 Abs. 1 GO-BT nicht bedarf, 
um Erklärungen zur Abstimmung erst nach der 
Abstimmung zuzulassen. 

Der geltende Wortlaut von § 31 Abs. 1 GO-BT be- 
ginnt nämlich mit der Formulierung „Nach 
Schluß der Aussprache“, ohne daß in dieser For- 
mulierung gesagt wäre „Unmittelbar nach 
Schluß der Aussprache“. Es ist also nach dem 
Wortlaut von §31 Abs. 1 GO-BT der Zeitpunkt 
für die Abgabe einer Erklärung zur Abstimmung 
nur hinsichtlich des frühesten Zeitpunktes, nicht 
aber auch hinsichtlich des spätesten Zeitpunk- 
tes fixiert. 


7. Ergänzende Hinweise zur Stellungnahme des 
1. Ausschusses 

Die Auslegung und die Empfehlung des 1. Aus- 
schusses lassen das Recht des einzelnen Abgeord- 
neten zu Erklärungen unberührt. Der 1. Ausschuß 
hat in keiner Weise Abgeordnetenrechte beschnit- 
ten. Er hat lediglich Erfordernisse der Praktikabili- 
tät bei der Abwicklung der Plenarberatungen be- 
rücksichtigt. 

Der 1. Ausschuß hat sich Vorbehalten, anläßlich spä- 
terer Änderungen der Geschäftsordnung des Deut- 
schen Bundestages auch eine klarstellende Formu- 
lierung für § 31 Abs. 1 GO-BT vorzuschlagen. Er hat 
aber vorgezogen, die allgemeine Tendenz, die auch 
in den Beratungen der Ad-hoc-Kommission Parla- 
mentsreform zum Ausdruck kam, zu verfolgen, ge- 
genwärtig möglichst förmliche Geschäftsordnungs- 
änderungen zu vermeiden und selbst bei Neurege- 
lungen eine probeweise Einführungs- und Testzeit 
vorzuschalten. 


Schulte (Unna) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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